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Offener Brief

An Herrn Landrat Sebastian Gruber

Landkreis Freyung-Grafenau

Betreff: Parkraumüberwachung am Gesundheitszentrum Waldkirchen – wie eine 45-Minuten-Regel

Vertrauen zerstört und der AfD in die Hände spielt

Sehr geehrter Herr Landrat Gruber,

ich wende mich mit diesem Schreiben bewusst persönlich an Sie – als Landrat des Landkreises Freyung-

Grafenau, als Vertreter des Trägers der Kliniken Am Goldenen Steig und als Vorsitzenden von deren

Aufsichtsrat.

Und ich tue dies ebenso bewusst öffentlich – als Bürger dieser Region, ohne Amt und ohne Funktion.

Denn die Parkraumbewirtschaftung am Gesundheitszentrum Waldkirchen ist für mich längst keine bloße

Frage von Parkplätzen mehr. Sie ist ein Beispiel dafür, wie man mit vermeintlich kleinen Entscheidungen

im Alltag das Vertrauen in öffentliche Institutionen beschädigen kann.

Damit mein Kernanliegen nicht erst auf Seite drei sichtbar wird, sage ich es Ihnen gleich zu Beginn: Wir

alle fragen uns seit Jahren, warum die AfD gerade im ländlichen Raum Zulauf hat. Ein Teil der Antwort

steht auf einem Schild vor dem Gesundheitszentrum Waldkirchen. Regelungen wie diese zerstören das

Vertrauen der Menschen in Politik und öffentliche Einrichtungen – und treiben sie denen zu, die von

genau diesem Vertrauensverlust leben. Das ist keine Behauptung. Ich werde es Ihnen in diesem Brief

anhand der öffentlichen Reaktionen konkret belegen.

Seit Ende Mai wird am Gesundheitszentrum Waldkirchen ein digitales Parkraummanagement mit

automatischer Kennzeichenerfassung eingesetzt. Die Kliniken selbst haben dieses System bei seiner

Einführung als „nutzerfreundlich" bezeichnet.

Für einen Teil der Parkflächen gilt eine Höchstparkdauer von gerade einmal 45 Minuten. Bei

Überschreitung werden laut Beschilderung 45 Euro fällig.

Und es trifft ausgerechnet die falschen Flächen: Die 45-Minuten-Zonen liegen genau dort, wo der Weg

zu den Praxen am kürzesten ist – auf jenen Stellplätzen, auf die ältere und gehbeeinträchtigte Menschen

angewiesen sind. Der größere Teil des Parkplatzes, auf dem länger geparkt werden kann, ist mit dem



MVZ dagegen nur über eine steile Treppe verbunden. Wer schlecht zu Fuß ist, hat also die Wahl: die

Kurzzeitzone mit Sanktionsrisiko – oder die Treppe. Ich habe mir das vor Ort selbst angesehen.

Auf dem Schild steht das schwarz auf weiß: 45 Minuten Höchstparkdauer – 45 Euro bei Überschreitung.

Das ist ein Euro pro Parkminute. Wer das nüchtern durchrechnet, kommt zu einem einfachen Ergebnis:

Das ist kein Nutzungsentgelt mehr. Das ist Wucher mit Ansage.

45 Minuten Höchstparkdauer an einem Gesundheitszentrum.

An einem Ort, an dem Menschen Ärzte, therapeutische Angebote, das Gesundheitsamt, die

Kurzzeitpflege und andere Einrichtungen aufsuchen.

Wer ernsthaft glaubt, dass sich ein Arztbesuch, eine Behandlung, eine Therapie oder die Begleitung

eines Angehörigen zuverlässig in ein 45-Minuten-Zeitfenster pressen lässt, hat den Alltag der Menschen

aus dem Blick verloren.

Die Menschen haben das längst erkannt

Dass ich mit dieser Einschätzung nicht allein stehe, zeigt ein Blick in die öffentliche Diskussion vor Ort. In

der Facebook-Gruppe „Was ist los in Waldkirchen" wurde die neue Beschilderung binnen weniger Tage

dutzendfach kommentiert und geteilt. Diese Beiträge stammen nicht von notorischen Nörglern, sondern

von Bürgerinnen und Bürgern quer durch alle Schichten, die von ganz konkreten Erfahrungen berichten:

von Arztterminen, die mit Wartezeit zweieinhalb Stunden dauern. Von Rehasport, der grundsätzlich

länger als 45 Minuten dauert. Von Angehörigen, die gehbehinderte Eltern begleiten und allein für den

Weg vom Parkplatz in die Praxis und zurück einen erheblichen Teil des Zeitfensters benötigen.

Das ist kein Stimmungsbild einer lautstarken Minderheit. Das ist ein Querschnitt der Bevölkerung, die

dieses Gesundheitszentrum tagtäglich nutzt. Ich lade Sie ausdrücklich ein, diese Kommentare selbst zu

lesen, Herr Landrat. Es sind keine anonymen Pöbeleien – es sind die Erfahrungen der Menschen, für

deren Gesundheitsversorgung dieser Standort gebaut wurde.

Inzwischen hat sich sogar die Stadt Waldkirchen mit einer bemerkenswerten Klarstellung öffentlich zu

Wort gemeldet: Sie habe auf die Maßnahme keinen Einfluss, sie habe sie weder angeregt noch

veranlasst, und sie distanziere sich „ausdrücklich von der derzeit praktizierten Vorgehensweise".

Verantwortlich seien der Landkreis Freyung-Grafenau beziehungsweise die Kliniken am Goldenen Steig

gGmbH. Wenn eine Stadt sich gezwungen sieht, sich öffentlich von einer Einrichtung im eigenen

Stadtgebiet zu distanzieren und ihre Bürger mit Beschwerden an den Landkreis zu verweisen, dann ist

zweierlei geklärt: wie groß der Unmut ist – und auf wessen Tisch die Verantwortung liegt. Auf Ihrem,

Herr Landrat.

Natürlich kann man nun auf Vertragsbedingungen, Beschilderung und die rechtliche Zulässigkeit einer

privaten Parkraumbewirtschaftung verweisen. Aber genau das wäre die falsche Antwort.

Nicht alles, was rechtlich möglich ist, ist politisch vernünftig. Nicht alles, was sich vertraglich durchsetzen

lässt, ist bürgerfreundlich. Und nicht alles, was automatisiert werden kann, sollte automatisiert

sanktioniert werden.



Bürgerfreundlichkeit darf nicht bei der Hochglanz-Pressemitteilung enden

Der Landkreis bezeichnet sich selbst als dienstleistungsorientierte Verwaltung. Diesem Anspruch muss

sich auch eine Einrichtung stellen, die vom Landkreis getragen wird.

Technik kann durchaus sinnvoll eingesetzt werden, um Dauerparker fernzuhalten und Parkflächen für

Patienten und Besucher verfügbar zu halten. Gegen eine vernünftige Parkraumsteuerung ist überhaupt

nichts einzuwenden. Aber zwischen Parkraumsteuerung und einem System aus automatisierter

Erfassung, starrer Höchstparkdauer und drastischer finanzieller Sanktion besteht ein erheblicher

Unterschied.

Man muss Menschen nicht behandeln, als seien sie potentielle Vertragsverletzer, nur weil ihr Arzttermin

länger dauert als geplant.

Eine Frage drängt sich dabei besonders auf: Die Stadt Waldkirchen verfügt über eine bewährte, mit

Augenmaß arbeitende Parkraumüberwachung – mit Ansprechpartnern vor Ort, die die Situation am

Gesundheitszentrum kennen. Wurde überhaupt geprüft, ob sich eine vernünftige Parkraumregelung

gemeinsam mit der Stadt organisieren lässt – etwa über eine Parkscheibenregelung mit kommunaler

Kontrolle? Oder fiel die Wahl ungeprüft auf ein privates Unternehmen vom anderen Ende Bayerns, das

keinen Ansprechpartner vor Ort hat und dessen Geschäftsmodell automatisierte Vertragsstrafen nach

sich zieht? Der Unterschied ist kein Detail: Eine kommunale Überwachung verwarnt mit Augenmaß und

Ortskenntnis. Ob der beauftragte Dienstleister dagegen an den Überschreitungen mitverdient – und

damit ein wirtschaftliches Interesse an knappen Zeitfenstern hätte –, ist genau die Frage, die bis heute

niemand beantwortet hat.

Genau solche Dinge zerstören Vertrauen

Die erwähnte Diskussion dokumentiert aber noch etwas Zweites – und das ist der eigentliche Grund,

warum ich diesen Brief schreibe.

Am Anfang stehen konkrete, nachvollziehbare Erfahrungen mit der Parkregelung. Doch binnen weniger

Kommentare kippt der Ton. Dann fallen Sätze wie diese – ich gebe sie anonymisiert, aber nahezu

wörtlich wieder: „Die Schilder beschreiben genau den Zustand von Deutschland – bis ins Kleinste

reglementiert." – „Nur noch Überwachung und Druck. Das ist Deutschland." – „Hauptsache der Staat

kann kassieren." Bis hin zu Verknüpfungen mit bundespolitischen Reizthemen wie der Unterstützung

der Ukraine, die mit diesem Parkplatz nichts mehr zu tun haben.

Sehen Sie, was hier passiert? Aus dem Ärger über eine örtliche Parkregel wird innerhalb weniger Tage

ein Urteil über „den Staat" und „dieses Land". Kein einziger dieser Menschen erwähnt dabei eine Partei.

Das müssen sie auch nicht. Denn genau diese Verallgemeinerung – vom konkreten Alltagsärger zum

Generalverdacht gegen alle öffentlichen Institutionen – ist der Boden, auf dem Rechtspopulisten ernten.

Die AfD muss solche Stimmungen nicht erzeugen. Sie muss sie nur einsammeln.

Politikverdrossenheit entsteht eben nicht in erster Linie an den großen bundespolitischen Fragen. Sie

entsteht im Alltag: wenn jemand zum Arzt geht, länger warten muss und anschließend wegen einer

überschrittenen Parkzeit mit einer Forderung über 45 Euro konfrontiert wird. Diesem Menschen können

wir zehnmal erklären, dass alles ausgeschildert war und juristisch zulässig ist. Politisch haben wir ihn



trotzdem verloren – und in diesem Fall lässt sich das nicht wegdiskutieren: Es steht bereits schwarz auf

weiß in den Kommentarspalten. Und dieser Fall ist nur einer von ganz vielen.

Wer den Rechtspopulisten den Wind aus den Segeln nehmen will, muss beweisen, dass demokratische

Politik die Probleme der Menschen erkennt, Fehlentwicklungen korrigiert und gesunden

Menschenverstand nicht durch Geschäftsbedingungen ersetzt. Solche Steilvorlagen dürfen wir ihnen

nicht auch noch selbst liefern.

Ein Gesundheitszentrum ist kein Supermarktparkplatz

Besonders unverständlich ist für mich, dass wir hier nicht über den Parkplatz eines Einkaufszentrums

oder eines privaten Gewerbebetriebs sprechen. Wir reden über das Gesundheitszentrum Waldkirchen.

Der Landkreis selbst hat viel Geld in diesen Standort investiert und ihn zu Recht als wichtigen Baustein

der medizinischen Versorgung im ländlichen Raum dargestellt.

Menschen kommen hierher, weil sie medizinische oder soziale Dienstleistungen benötigen. Darunter

sind ältere Menschen, Kranke, Menschen mit Einschränkungen und Angehörige, die jemanden

begleiten. Gerade dort muss eine Parkraumregelung den Bedürfnissen der Menschen folgen – und nicht

umgekehrt.

Eine starre Höchstparkdauer von 45 Minuten mit automatisierten Sanktionen in einem solchen Umfeld

ist deshalb schlicht lebensfremd.

Ich fordere deshalb eine unverzügliche Überprüfung

Ich erwarte vom Landkreis und von den Kliniken Am Goldenen Steig, dass dieses System nicht einfach

mit dem Hinweis verteidigt wird, es sei rechtlich zulässig und ordnungsgemäß ausgeschildert. Ich

fordere vielmehr:

1. Die 45-minütige Höchstparkdauer muss unverzüglich überprüft und dort abgeschafft werden, wo

sie von Patienten, Besuchern und Nutzern des Gesundheitszentrums realistischerweise nicht

eingehalten werden kann.

2. Für Arzt-, Therapie- und vergleichbare Termine muss eine ausreichend lange und lebensnahe

Parkdauer gewährleistet werden.

3. Eine Parkraumüberwachung darf der Lenkung des Parkverkehrs dienen, aber nicht den Charakter

eines automatisierten Sanktionssystems annehmen.

4. Statt sofortiger drastischer Forderungen braucht es Verhältnismäßigkeit: Kulanzzeiten,

nachvollziehbare Ausnahmeregelungen und unbürokratische Möglichkeiten zur Stornierung bei

nachgewiesenen Arzt- oder Behandlungsterminen.

5. Patienten, ältere Menschen und Menschen mit Behinderung dürfen nicht dadurch benachteiligt

werden, dass ein Termin länger dauert, ein Arzt in Verzug gerät oder ein medizinisches Gespräch

mehr Zeit benötigt. Dass die 45-Minuten-Zonen ausgerechnet die eingangsnahen, ohne Treppe

erreichbaren Stellplätze betreffen, während die länger nutzbaren Flächen nur über eine steile

Treppe an das MVZ angebunden sind, stellt die Verhältnisse auf den Kopf: Gerade wer auf kurze

Wege angewiesen ist, trägt das höchste Sanktionsrisiko.



6. Der Landkreis und die Kliniken müssen gegenüber der Öffentlichkeit transparent machen, warum

gerade diese Höchstparkdauer festgelegt wurde, wer sie festgelegt hat und welche Möglichkeiten

der Landkreis beziehungsweise die Kliniken haben, die Vertragsbedingungen gegenüber dem

Parkraumbewirtschafter zu verändern.

7. Es muss offengelegt werden, ob und in welcher Form der Betreiber beziehungsweise

Parkraumbewirtschafter wirtschaftlich von den erhobenen Vertragsstrafen profitiert. Bürgerinnen

und Bürger haben ein berechtigtes Interesse daran zu erfahren, ob die Sanktionen lediglich der

Durchsetzung einer Parkordnung dienen oder Bestandteil des wirtschaftlichen Modells der

Bewirtschaftung sind. Der Dienstleister selbst legt sein Vergütungsmodell auf seinen öffentlichen

Seiten nicht offen – umso mehr steht der Landkreis als Auftraggeber in der Pflicht, diese

Transparenz herzustellen.

Parkraum überwachen: ja. Menschen abzocken: nein.

Ich sage ausdrücklich: Niemand verlangt rechtsfreie Parkplätze. Wenn Fahrzeuge Flächen blockieren,

Rettungswege behindern oder Parkplätze dauerhaft zweckentfremdet werden, muss eingeschritten

werden.

Aber eine vernünftige Parkraumbewirtschaftung erkennt den Unterschied zwischen einem Dauerparker

und einem Patienten, dessen Behandlung 20 Minuten länger gedauert hat. Genau dieses Augenmaß

erwarte ich von einer Einrichtung in öffentlicher Trägerschaft.

Es kann nicht der Anspruch eines Landkreises sein, zunächst Millionen in eine wohnortnahe

Gesundheitsversorgung zu investieren und anschließend den Besuch dieser Einrichtungen mit einer

Parkregelung zu flankieren, die bei vielen Bürgerinnen und Bürgern vor allem eines hinterlässt: Ärger.

Was keine Antwort auf diesen Brief wäre

Weil die Reaktionen auf solche Kritik erfahrungsgemäß vorhersehbar sind, erlaube ich mir, einige

absehbare Antworten gleich vorwegzunehmen.

„Das System ist rechtlich zulässig und ordnungsgemäß ausgeschildert." Das bestreitet niemand. Es ist

nur keine Antwort auf die Frage, ob es bürgerfreundlich und einem Gesundheitszentrum angemessen

ist.

„Die Regelung schützt die Parkplätze vor Dauerparkern und Fremdparkern." Dieses Ziel teile ich

ausdrücklich. Es rechtfertigt aber keine Höchstparkdauer, die kürzer ist als ein gewöhnlicher Arztbesuch.

Wer Dauerparker treffen will und stattdessen Patienten trifft, hat das falsche Instrument gewählt.

„Bei nachgewiesenen Terminen wird kulant storniert." Wenn es solche Regelungen gibt: Warum

stehen sie nicht auf dem Schild? Warum liegt die Beweislast bei kranken und alten Menschen, die

Widerspruch einlegen, Nachweise beschaffen und einem privaten Dienstleister hinterhertelefonieren

müssen? Kulanz, die man sich erkämpfen muss, ist keine Kulanz. Sie ist eine Hürde.

„Für den Betrieb sind die Kliniken beziehungsweise der Dienstleister zuständig." Der Landkreis ist

Träger dieser Einrichtung, und Sie sind Vorsitzender des Aufsichtsrats. Die Stadt Waldkirchen hat die

Verantwortung in ihrer öffentlichen Klarstellung zudem eindeutig verortet: beim Landkreis Freyung-

Grafenau und den Kliniken am Goldenen Steig gGmbH. Man kann den Betrieb eines Parkplatzes an ein



Privatunternehmen vergeben. Die Verantwortung dafür, wie eine öffentliche Einrichtung mit ihren

Patienten umgeht, kann man nicht outsourcen.

„Die Vertragsinhalte unterliegen der Vertraulichkeit." Niemand verlangt die Offenlegung von

Preislisten. Ich stelle eine einfache Frage: Verdient ein privater Dienstleister daran, wenn Patienten

länger beim Arzt sind als geplant? Diese Frage lässt sich mit Ja oder Nein beantworten, ohne ein einziges

Geschäftsgeheimnis zu berühren. Wenn selbst das vertraulich sein soll, ist das bereits die Antwort. Im

Übrigen: Der Kreistag kontrolliert die Beteiligungen des Landkreises. Ihm gegenüber gibt es keine

Vertraulichkeit – und ich bin zuversichtlich, dass er von seinen Rechten Gebrauch machen wird, falls die

Öffentlichkeit keine Antwort erhält.

„Wer einen Parkplatz mit der AfD in Verbindung bringt, dramatisiert und instrumentalisiert das

Thema." Diese Verbindung stammt nicht von mir. Sie steht bereits in den Kommentarspalten – „Das ist

Deutschland", „Hauptsache der Staat kann kassieren" –, und zwar bevor ich ein einziges Wort

geschrieben habe. Ich habe die Stimmung nicht erzeugt, ich habe sie dokumentiert. Nicht die

Benennung eines Problems ist die Dramatisierung. Das Wegsehen ist es.

„Das ist parteipolitisch motivierte Stimmungsmache." Ich schreibe diesen Brief ohne Amt, ohne

Funktion und ohne Abstimmung mit irgendeiner Partei. Vor allem aber: Ein Argument wird nicht

dadurch falsch, wer es vorträgt. Wer lieber über meine Person diskutieren möchte als über eine 45-

Minuten-Regel an einem Gesundheitszentrum, bestätigt damit nur, dass ihm zur Sache selbst nichts

einfällt.

„Solche öffentlichen Briefe schüren die Verdrossenheit doch erst." Nein. Verdrossenheit entsteht aus

der Erfahrung, nicht aus ihrer Benennung – die Kommentare waren vor diesem Brief da. Umgekehrt gilt:

Nichts stärkt das Vertrauen in Institutionen mehr als ein Fehler, der erkannt und korrigiert wird. Genau

diese Chance liegt vor Ihnen.

„Solche Systeme sind heute überall üblich." Dass private Parkraumüberwachung, bei der Dienstleister

von Vertragsstrafen leben, bundesweit um sich greift, ist kein Argument dafür – es ist Teil des Problems.

Denn wo der Betreiber an Überschreitungen verdient, ist ein knapp bemessenes Zeitfenster kein

Versehen mehr, sondern Geschäftsmodell. Genau deshalb verlange ich unter Punkt 7 die Offenlegung.

Ein Landkreis muss nicht jeden Trend mitmachen – schon gar nicht auf dem Rücken seiner Patienten.

Herr Gruber, machen Sie dieses Thema zur Chefsache

Sie sind Landrat dieses Landkreises und Aufsichtsratsvorsitzender der Kliniken Am Goldenen Steig.

Deshalb bitte ich Sie nicht darum, dieses Schreiben an irgendeine zuständige Stelle weiterzuleiten und

mir anschließend eine verwaltungstechnisch einwandfreie Erklärung zukommen zu lassen, warum alles

ordnungsgemäß ist.

Ich fordere Sie auf, politisch zu handeln.

Prüfen Sie diese Regelung. Sprechen Sie mit den Kliniken. Lassen Sie sich den Vertrag und das

Sanktionsmodell erklären. Und ändern Sie die Bedingungen dort, wo sie den Bedürfnissen der Menschen

nicht gerecht werden.

Eine gute Verwaltung braucht Regeln. Aber gute Politik erkennt, wenn eine Regel unsinnig ist – und hat

den Mut, sie zu ändern.



Mein Ziel ist keine Abschaffung der Parkraumüberwachung. Mein Ziel ist eine Parkraumüberwachung

mit Vernunft, Verhältnismäßigkeit und Bürgernähe – ohne Abzocke und ohne Strafmentalität.

Ich erwarte deshalb eine klare Stellungnahme dazu, warum am Gesundheitszentrum Waldkirchen diese

45-Minuten-Regelung gewählt wurde, wer sie zu verantworten hat und ob Sie bereit sind, sich

persönlich für eine kurzfristige Änderung einzusetzen.

Dieses Schreiben stelle ich aufgrund des öffentlichen Interesses auch der örtlichen Presse zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Tausch Andreas

Waldkirchen


